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Wenn die Staatsverschuldung nıcht In ungeahnte H- schaftshıilfen, NUur dafß dieses (sesetz finanzpolitisch den
hen ausufern und damıt tatsächlich die Geftahr einer Staat aum entlastet hat Die eigentlichen „Gewinne“
Überverschuldung herautbeschwören möchte. Das be- macht der Bund 1m Rahmen dieses (Gesetzes durch iıne
deutet nıchts anderes, als dafß der Staat 1ıne gezieltere In- Erhöhung der sogenannten Postablieferung, also eıiner
teressenabwägung betreiben MUu Es gıbt unabdıngbare 1N- größeren Gewinnabführung des Telefons die Staats-
ternatiıonale Verpflichtungen tür Europa, 1n weıt umstrit- kasse. ach heutigen Berechnungen wırd sıch aber alleın
tenerem Mafie tür die NATO, für die Länder der Drıtten das Defizit des Bundes, auch Wenn gelıngt, dıe Schul-
Welr und eben tür Partner WI1E die Türke!ı als wichtige denautnahme 1m Jahre 982 auf die vorgegebene Grenze
Flanke des westlichen Bündnisses un zu Beıspıel auch VO  - 26 Miılliarden Mark zurückzuführen, 1m Jahre 983
tür Polen Die Leistungsanforderungen ın diesen Bere1- EeErnNeEeut auf über 30 Mıllıarden Mark erhöhen. Dazu Lra-
chen steıgen weıter, ebenso WI1IE die Sozialverpflichtungen BCH schon die SoOgenannten Rısiıken beı, WI1eE die steigenden
des Staates. Er wırd also ohne eınen Kollaps riskieren Belastungen, hervorgerufen durch die Europäische Ge-
dürfen tatsächlich un nıcht UTr verbal dıe Lasten, be- meınschaft un deren Agrarpolitik, dıe andauernde
dingt durch die Eınschränkung staatliıcher Leistungen, Hochzinsphase, die den Bund zusätzliche Miılharden
gleichmäßıig verteılen müssen. Dıes wırd sıch alleın durch kostet und auch die steigenden iınternationalen Anforderun-
die viel zıtlerte Beschneidung VO  - Wildwuchs z 1m SCH, denen sıch die Bundesrepublık nıcht entziehen annn
sozıalen System nıcht bewältigen lassen. Obwohl, ZUBC- Die Einschnitte Staatshaushalt, und dies gılt nıcht NUu  j

gebenermaßen, die Gelegenheıt noch nıe günstıg War für den Bund, der hıer exemplarısch aufgezeigt wurde,
WI1IeE Jetzt, iıne Reihe VO Mifßständen beseıtigen, ohne sondern auch für die anderen Gebietskörperschaften, de-
die Krıtik der vermeıntlıch Betroffenen allzu lautstark Tren Anspruchsdenken eher gestiegen denn gesunken ISt,
werden lassen. dürten also nıcht für eınen zeıtlıch befristeten Zeıiıtraum

gelten, sondern mussen Zwangsweılse Wırkungen für dieDiıese notwendıge Bereinigung ZUr Sanıerung der Staatsfi- Zukunft haben
anzen ertordert also ıne Überprüfung staatlicher Leıstun- Nur wenıge Experten 1n der Bundesrepublık bestreiten
gn Im natıonalen Bereich bedeutet dıes, annn der Staat
allen seınen Verpflichtungen heute tatsächlich noch nach- heute die Notwendigkeıt hoher Zinsen ZUr Bekämpfung

der Inflation. Dıiese hohen Zinsen aber führen beım Staatkommen? Ist gerechtfertigt, den Staatsdienern ıne —

hezu kostenlose Altersversorgung anzubieten, gleichze1- Einnahmeauställen, nıcht nNu  —_ weıl der Staat selbst be-
achtliche Zinsen für seıne Schulden zahlen hat, SON-Ug aber aus Gründen eıner defizitären Finanzpolıitik den ern weıl, Ww1e€e der Baubereich zeıgt, Investitionen ausble1-Arbeitnehmern un den Unternehmern der gewerblichen ben, die dem Staat Steuergelder erbringen; un: INan-Wırtschaft zusätzliche Lasten für die Sıcherstellung ihrer gelnde Steuergelder verhindern, daß der Staat mıt finan-Altersversorgung aufzuerlegen? Dazu gehören aber auch zıellen Anreızen brachliegenden Investitionsbereichenvermeiıntlich finanzpolitisch uneffiziente Bereiche W1€e die Arme greıift. Diıesen notwendıgen tinanzıellenEnergieberatung. Da gibt der Staat jJährlich einıge Miıllio-

NCN Mark aus, dem Bundesbürger klarzumachen, dafß Spielraum muß sıch der Staat aber wıeder beschaften, l
glaubhaft leiben. Und dies bedeutet in erster Linıe dieEnergıe LeUrer geworden 1st und SParcn mu{fß

Bürokratien werden aufgebaut. Welch eın Unsınn! Staatsschulden abzubauen, deren Folgen, nämlıich 1NS$
un: Tilgung, den Staat ‚.War nıcht Zu Konkurs, aber

Dıie Dramatık der Staatsverschuldung und gleichzeıitig doch Zur Handlungsunfähigkeıit verurteılen. Dıies bedeu-
der Zwang einem beachtlichen Kurswechsel wırd tet aber auch, dafß künftig die Bundesbürger als Arbeit-
durch die vorhersehbare Entwicklung noch deutlicher. nehmer und Unternehmer wenıger staatlıche Leistungen
Bereıts um Anfang des Jahres 981 sah sıch der Bund sC für hre Steuerzahler erwarten dürten. Es gılt, das An-
ZWUNgCNH, eın ErSties Subventionsabbaugesetz vorzulegen. spruchsdenken zurückzuschrauben und die sozıalen La-
Dıie Sparprämıie wurde gestrichen, ine Prämıie, dıe als An- sten gleichmäßig verteılen. ıne Aufgabe, deren Be-
re1lz tür dıe Soß  en Nıedrigverdiener galt, eld auf wältigung der Staat wiırd, aber auch der Bürger.
dıe hohe Kante legen. Gestrichen wurden auch Wırt- Peter J. Velte

Keın polıtischer Bergrutsch
Frankreich unter Mitterrand
Es bedarf vielleicht jeweıls eınes Schocks, in der wen1l1- wicklung Europas verwirklıichte. 944/45 konnte 1im Zuge
SCI konservatıven als gruppenegoistisch Orlentierten fran- der Befreiung des Landes mıt Eınsatz der Wiıderstandsbe-
zösıschen Gesellschaft einıge sıch autzwingende Refor- WESUNg de Gaulle ıne weıtreichende Modernisie-
INen durchzusetzen. 936 WAar 6S die Volksfrontregierung rung des französischen Wırtschaftssystems eingeleıtet
eon Blums, die Frankreichs Anschlufß die sozıale Ent- werden. 95% brachte die ın den schweren Wehen des AL
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gerienkriegs geborene Republık iıne bisher nıcht SC Stabıilität der tranzösischen Wählerschaftt gesehen werden
kannte politische Stabilıität. Sıe wurde auch aum erschüt- dart In die Waagschale tallen zunächst die Jungen Wäh-
tert durch die Maı-Revolte 1968, dıe der Modernisierung ler 981 beteiligten sıch rund Mıllıonen Franzosen Zu

des Landes einen Anstoß gab Vor wenıgen WOo- ersten Mal einer Präsidentenwahl. ach den Ermıitt-
chen begann schließlich mMiıt der Wahl Miıtterrands zu lungen der Polıtologen un Soziologen stımmen 65% der
Staatspräsıdenten iıne NCUC Etappe der Reformen. Jungen Wähler, besonders Wenn S$1e das Mal Zur

Das Bedürfnis nach Kontinuıutätist ın der tranzösischen Be- Urne gehen, für einen Linkskandıidaten. Der Orsprung,
völkerung derartıg stark, da{fß S1E jede Veränderung der den sıch dadurch Miıtterrand theoretisch verschaffte, —_

polıtıschen Verhältnisse dramatısıert un S$1e Je nach Lage reichte bereıits 900 000 Stiımmen, während die Nıederlage
un: Geschmack als hıstorisches oder revolutionäres Er- Giscard d’Estaings durch den polıtıschen Gesinnungs-
e1gN1S betrachtet, als ob sıch plötzlıch alles ändern würde. wandel VO  — 600 000 Franzosen verursacht wurde.
Ebenso, WIE in diesem Land ständıg VO Dıalog BCSPrO- Zu berücksichtigen 1Sst terner, da{ß der bısherige Präsidentchen wırd, obwohl 11a  - ıh iußerst selten praktızıert, ebt
INa  — sehr theoretisch mıt dem Wunsch nach einem Wan- während seiıner Amtszeıt einen ungewöhnlıch

schwierigen Kampf diıe Krıse tühren mußte unddel, fühlt sıch aber sofort edroht, WENnN tatsächlich seıne Bılanz iıne hohe Arbeitslosigkeit un iıne hohe In-eintriıtt. Nıcht einmal die große Revolution VO 789 VOCI- latıon aufweist. Er WAar 1ın seiınem Wahlkampf auch da-mochte das tranzösische Verwaltungssystem 4US den An- durch gehemmt, da{fß für die Zukunft weılt wenıger Ver-geln heben ach dem Zweıten Weltkrieg SELZTILE de
Gaulle nNnu  - eıinen kleinen eıl der während des Vichy-Re- sprechen konnte als seın Gegner, der sıch noch außerhalb

des Verantwortungsbereichs befand, während selbstg1mes, das ıh ZUuU ode verurteılt hatte, erlassenen Ge-
un: Verordnungen außer Kraft 936 hatte die durch den Übergang VO  a der Kontinultät ZUu verlocken-

den Sılberstreifen Horıizont unglaubwürdıg gewordenVolksfrontregierung nıcht die geringste Absıcht, den
wäre.Grundlagen der Gesellschaft rütteln. 1981 dürfte dies

noch wenıger der Fall seıin. Nur der Hang Zur Dramaltıiısıe- Hıerzu kamen Z7WEe] weıtere negatıve Faktoren: Dıie Abnei-
SUunNns gegenüber seıiner DPerson un schwerwıiegende Span-'unNg 1e1 ftür Sıeger un: Besiegte die letzte Präsiıdenten-

ahl eiınem polıtıschen Bergrutsch werden. NUNSCH 1m Regierungslager. Häufig WAar dıe Reaktıion SC
SCH Gıiscard d’Estaing nıcht mehr rational, sondern epide-
miısch. Nıcht wenıge Franzosen wollten diesen Mann

Verschiebungen geringer, als s nıcht weıtere sıeben Jahre 1im Fernsehen erleben un 1mM
Alltag en. Verstärkt wurde diese persönlıche Weıge-scheımint
rung durch dıie geradezu haßertfüllte Atmosphäre ZWI1-
schen dem Gaullistenpräsiıdenten Chirac un GiscardMan muß zunächst die Statıistik Hıltfe rufen, die d’Estaing. Da S$1e tünt Jahre lang die polıtısche Welr VCGI-Dınge ın eın richtiges Licht rücken. Zwischen seınem giftete, blieb S1€e natürlıch nıcht ohne Auswiırkungen aufErfolg 1974 un seiınem Fehlschlag 981 verlor Giscard die Parteiapparate und beeinflufte schliefßlich auch died’Estaing 2% der Wählerstimmen. Im ersten Wahlgang

der Parlamentswahl erhielt die Linke, mıt den öttentliche Meınung.
Umweltverteidigern, rund OO 00Ö Stimmen wenıger als Unter diesen Umständen 1st bemerkenswert, da{fß Gi1is-
bei der VOrTrausgegangeNCN Wahl 9/® Das bisherige Re- card d’Estaing nıcht mehr Stimmen verlor. Dıie recht be-
gierungslager büfßte WAar rund Z Miıllıonen Stimmen lhebte Erklärung des Durchbruchs der Linken durch eine
eın, dieser Verlust kam jedoch nıcht der Linken ZUgULC, soziologische Umschichtung der tranzösischen Bevölke-
sondern erklärt sıch durch eıne zusätzliche Stimmenthal- rung ISt deshalb wenıg glaubwürdiıg. Danach habe die
Lung VO 4,6 Miıllionen Franzosen, dıe allerdings hıermıt Verringerung der andwirtschafttlichen Bevölkerung un:

einem eıl hre Unzutriedenheit mıiıt den beıden auch der rückläufige Einfluß der katholischen Kırche das
betroffenen Partnern, den Gaullisten un: der mehr oder konservatıve ager ZzZugunsten der Linken geschwächt. Als
wenıger lıberalen Mıtte dıe UdF, zu Ausdruck brin- Beweıs führt INa  — die Veränderungen des Kräftfteverhält-
SCn wollten, ohne 1NSs andere ager überzugehen. Fände n1sSsSes ın der Bretagne un ın Osttrankreich Man sollte
1n Frankreich das Proportionalrecht Anwendung, dann aber bedenken, da{fß andere soziologische Veränderungen
wären die Sozıalısten 1n der Natıonalversammlung den Einfluß der Kommunisten 1n ihren Hochburgen m1n-
weıt der absoluten Mehrheit geblieben, S1eE 1U  —_ derten un: während der un Republık den damalı-
verhältnismäßig knapp mıt den Kommunisten errel- gCn Regierungsparteien der Einbruch in die tradıtionelle
chen. Diese Zahlen darf INa  —_ nıcht vernachlässıigen, WEeEeNn lınke Wählerschaftrt des südlichen Frankreichs gelang. Es
INan die polıtischen Kräfteverhältnisse Frankreichs e1inl- mangelt nıcht gründlıchen Untersuchungen, die erken-
germaßen zuverlässıg beurteilen ll 191  —_ lassen, da{ß sıch die Wählerschaft der großen Parteıen
Dıe Gründe, die VO  } den Politologen für die Niıederlage auf alle sozıalen Schichten verteılt. Dıiıe Anhängerschaft
Giscard d’Estaings angeführt werden, sınd zahlreich der Kommunıisten esteht 1Ur ELWAS über dıe Hältte

aus Arbeıtern. Deren Anteıl der sozıualistischen Wäah-un schwerwiegend, dafß eın Stimmenverlust VO nNnu  —_ 79%
geradezu als eın Wunder betrachtet werden mu{fß und lerschaft 1st NUur EeLWwWAas größer als 1m gaullistischen ager
darin auf jeden Fall eın Beweıs für die höchst erstaunlıche Eın nıcht kleiner Prozentsatz der bre_iten kleinbürgerlı-
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chen Schicht der Handwerker, Kaufleute un Angestell- langfristig auswirken. Inzwischen besitzen die Kommun-i-
ten stımmt ommunistısch oder sozıalistisch mehr aus$s sten iıne recht gute Chance, die den Sozıalısten über-
Tradıtion als aus Gründen sozıaler Zugehörigkeıt. Der gelaufenen Wähler wıeder zurückzugewınnen.
recht regelmäfßige Stimmenrückgang der Kommunisten in
iıhren alten Hochburgen erklärt sıch wahrscheinlich durch
iıne zunehmende Verbürgerung der Arbeıter, dıe für das Mehr Prasıdialmacht
VO  —_ den Kommunıisten unverändert gepredigte Klassen-
bewußfstsein eın richtiges Verständnıis mehr aufbringen. Wıe zeichnet sıch nunmehr dıe NEUEC Ara ab? Manches

spricht dafür, dafß Francoı1s Miıtterrand das Präsidialregime
noch EeLWwWAas stärker ausprägen wırd als seıne orgänger.

KDBF hne Zukunft? Mıt eıner bısher nıcht gewohnten Härte hat C der gaullı-
stischen Gewohnheit gemäfßs, über ıne 1m Mınıisterrat Ver-

In diesem Zusammenhang stellt sıch die rage nach der lesene Erklärung wIssen lassen, da{fß alleın die Polıitik
Zukunft der kommuniıstischen Parteı Frankreichs. O7z10l1l0- des Landes bestimmt und jederzeıt das Recht besitzt,
gisch gesehen 1STt s$1e schon lange eın Wıdersınn. Selbst über die Köpfe seıner Mınıster hinweg die Entscheidun-
nach der marxıstischen Doktrin tehlt ihr dıe Daseınsbe- SCH 1n seinem Sınne treffen. Wenn sıch vielleicht
rechtigung. In der Präsıdenten- un Parlamentswahl sank W1€e INa  —_ andeutet wenıger als Giscard d’Estaing Eın-

zelheıten kümmern wırd, dann 1St dıes eın freiwilligeriıhr Stimmenanteıl auf 15 bıs 16% gegenüber Z bıs 22% ın
den etzten fünfzehn Jahren. Sıe erzijelte hre schlechte- Verzicht, aber nıcht die Anerkennung iırgendwelcher
sten Ergebnisse se1it der Volksfrontwelle VO 936 Zum Grenzen seınes Präsiıdialregimes. Die Auswahl der Mını-
ersten Mal 1St den Sozıalısten eın massıver Eingriff in die ster un auch eınes Teıls ihrer NSCHh Miıtarbeıter erfolgte
kommunistische Wählerschaft gelungen. Ihre früheren durch Mitterrand ebenso eigenwillıg WI1€E seıtens seıiner
Fortschritte hatten S1e weıtgehend Lasten der lınken orgänger hne Rücksicht auf hre sachliche Befähi-
Miıtte, 1M bürgerlichen ager un: nıcht ın der Arbe1i- SUNg entlohnte ıne Reihe Lreuer un: zuverlässıger P -
terschaft, erzielt. Ihre Hoffnung 1St Jetzt natürlıch, da{ß lıtischer Freunde MI1t mınısterıiellen Porteteuilles. Er Ver-

sıch diese Entwicklung tortsetzt und die Kommunıisten steht ZWAar zuzuhören, aber seıne Beschlüsse faßt e1Nn-
polıitısch weıter den and gedrängt werden. sa Außerdem geht äulßerst SParsam mıt der Enthül-
Dieser Optimısmus ann sıch allerdings als IUlusion TWEeIl- lung seıner Gedanken un: Absıchten Er öffnet sıch
sen Miıt 4,5 bıs Miıllıonen Wähler sınd die französischen nNUu  = wenıgen persönlichen Freunden, die sıch abseits VO  —_

Kommunisten noch keine Splitterpartel. Zusammen mıt der polıtischen Welt befinden.
ihrer Gewerkschaft CGT verfügen sS1e außerdem über el- Daher 1St nıcht sıcher, da{fß das Parlament iıne größere11C  - weıt stärker strukturjerten un leistungsfähigeren ADp- Rolle spielen wırd als ın der Vergangenheıt. ıne sehrals die Sozıalısten, die ıIn den Betrieben aum Fufß starke sozıalıstische Fraktion hat natürlich die Tendenz,gefalßit haben un: ohne Zweıtel VO  — eiıner Arbeıiterparteı
noch sehr viel weıter entfernt sınd als dıe Kommuniuisten. sıch gebührend bemerkbar machen un sıch nıcht

tomatisch dem Regierungswillen unterwerten, zumalDeren Taktık 1St C auf hre Stunde un: INZWI- keine Getahr für die Stabilität besteht, selbst WCNN sıchschen sıch mıt allen Miıtteln Machtpositionen siıchern. gelegentlıch einıge Abgeordnete der Stimme enthalten.Irotz ihrer Regijerungsbeteiligung sınd S1e VO Fehl- Ile bisherigen Präsıdenten der V. Republıik, auch deschlag Miıtterrands überzeugt, dies übrıgens nıcht ohne
innere Logık, denn eın sozıalıstisches Experiment vVEIMAS

Gaulle, hatten mehr oder wenıger große Schwierigkeiten
mıt ıhren Parlamentarıern, die aus Selbsterhaltungsgrün-sıch ıIn ihrer Optık 1U  m dann durchzusetzen, wenn 6S sıch

mıt eıner revolutionären Veränderung aller Strukturen, den den Beweıs ıhrer Eigenständigkeit bemüht sınd.
ber nu  an eın einzıges Mal kam ungünstiıgen Ver-einschliefßlich des polıtıschen Systems, verbindet. Da S1e

damıit rechnen, daß Miıtterrand einem revisionıstischen hältnıssen für eiınen Mißtrauensantrag die erforderliche
Mehrheit zustande. Dıie sozıalıstische ParlamentsftraktionKÄKurs verurteılt ISt, halten S1€e für gewiß, In absehbarer esteht zudem aus drei polıtischen Tendenzen, die nıchtZukunft wıeder ZUr einZ1g glaubwürdigen Opposıtions- alle gleichzeıtig ohne welıteres mIıt der Regierungspolıitikparteı werden und 5 wW1e€e S$1€e hoffen, dıe steiıgende

Zahl der Unzufriedenen hınter sıch scharen. Eın wiıich- einverstanden seın ürften un sıch jeweıls bemerkbar
machen möchten. Es wAäare erstaunlıch, WenNnn der sehrtiger Trumpf bleibt für S$1€e dıe Tendenz eınes Teıls der orıtär veranlagte Mitterrand diesem parlamentarıschenFranzosen, 4U S Opposıtion den Staat Jeweıls für die Spıel lange freien Lauftf ließe Es 1St siıcherlich nıcht seıneradıkalste Parteı stımmen, die den Staat verkör- Absıicht, sıch durch das Parlament 1in wesentlichen Punk-pernde Regierung zwıngen, auf hre Wünsche un
ten VO  —_ seiınem Kurs abbringen lassen.Notwendıigkeiten stärker Rücksicht nehmen. ESs 1St

eın Zufall, daß die Regjerung Miıtterrand der Dezentra- Dıie Aufnahme kommunistischer Mınıster in die Regıe-
lısıerung iıne hohe Priorität 1bt, dıe tradıtionelle rung WAar ebenfalls seın persönlicher Entschluß. Innerhalb
Staatsteindlichkeit der Bürger sowohl neutralısıeren seıner Parte1ı tand darüber keıine vorherige Diskussion
WI1€e für die eıgene Parteı DOSItIV 2uszunützen. Diese De- Maßßgebend dürtte tür iıh dıe Überzeugung SCWE-
zentralısıerungsbemühungen dürften sıch jedoch 1Ur sehr SC  — se1n, eın Rısıko einzugehen, da selbst stark
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1St, die Kommunisten ıIn iıhren Schranken halten tOntTLES Nationalgefühl, das 1im französıschen Soz1ialısmus
un s1€e, talls erforderlıch, aus der Regierung wıieder nıcht überrascht, da sıch dieser nıe klar un deutlich
entfernen. Er vergleicht sıch mıt General de Gaulle, der Ww1€e der deutsche mıt dem Internationalısmus identifi-
nach dem 7Zweıten Weltkrieg den Kommunisten seıne Re- zierte.
g]erung öffnete, ın einer schwierigen Übergangspe- Irotz dieser eLWwWAaSs nebelhatten persönlichen Vorstellung
riode alle Kräfte der Natıon einem verantwortungsbe- des französiıschen Präsıdenten sınd ın den wichtigen OsS1-
wußten Verhalten veranlassen un nıcht zuletzt die tiıonen seıner Regierung die sozialdemokratischen Ele-
Kommunisten als Gegenleistung zwıngen, dıe Waffen ausschlaggebend. 7u dieser ruppe gehören der
ıhrer miliıtäriıschen Einheiten der Wıderstandsbewegung Regierungschef Hierre AuroY, der Wıirtschafts- un: Fı-
abzulietern. Für Mitterrand bestehen auch keıne Sıcher- nanzmıiınıster Jacques Delors, der Industrieminister Drey-
heitsbedenken innerhalb der atlantıschen Allıanz, denn fus. der Planungsminister Michel Rocardsowie der Außen-
alle verteidigungspolıtischen Fragen VO  —; Bedeutung bleı- mınıster Claude Cheysson un auch der iıhm beigeordnete
ben für Frankreich einem sehr kleinen Kreıs vorbe- Europamıinıister Andre Chandernagor. Nıcht weıt entternt
halten. Nıcht zuletzt iınfolge des kommunistischen Eın- VO  — dieser Orlentierung sınd der Verteidigungsminıister
flusses hält sıch auch die Intormation des Parlaments in Charles Hernu un: der Innenminıiıster (Jaston Defferre.
NSCH Grenzen. Ofttizıell tfühlt sıch der Präsident terner Der sozıalıstische Humanısmus Miıtterrands ruft nachgegenüber den kommunistischen Wählern, denen se1- mehr Freiheit un nach größerer sozıaler Gerechtigkeit.nNne  —_ Sıeg verdankt, verpflichtet. Sıe haben Anspruch auf Der demokratische un der sozıale Fortschritt sınd daheriıne ANSCMECSICNC Vertretung In der Regierung. Es mu die wichtigsten politischen Ziele der Mannschaftrt.offen bleıben, ob für Mitterrand die Linksunion weıterhın Für die Demokratie ISt das Allheilmittel iıne weıtrel-eın Ideal, nıcht SCHh eın Mythos, Ist oder ob chende Dezentralisierung, den Bürger konkret undsıch VO taktıschen Erwägungen leiten äßt Jedenfalls he-
SCHh beide Seıiten Hıntergedanken. Die vier kommunlistı- mıttelbar der Verwaltung der ıh: betreffenden Bere1-

che beteıilıgen. Daran dachte bereıts de Gaulle, iın die-schen Mınıster sınd bıs auf weıteres tür Mitterrand ıne
Gewähr sozıale pannungen, zumal aum die SCT Rıchtung bewegte sıch auch Gıiscard d’Estaing, aber

beide scheiterten mehr oder weniger Tradıtionen,Möglichkeıit hat, ın kurzer Frist die Arbeıitslosigkeit Mentalıtäten un finanzıellen Hındernissen. Wahrschein-verringern. ach langem Zögern un heftigen internen ıch wırd der NEUEC Anlauf Frankreich eın Stück weıterDiskussionen gelangten dıe Kommunisten dem bringen, aber ohl aum über Nacht tief verwurzelteSchluß, daß der VO ihnen geforderte Preıs des Verzichts Strukturen umgestalten. Eın Föderalismus, selbst WwWennauf hre eigene Polıitik ZUgunsten des Programms Mıtter-
I1Nan ıh Regionalısmus NNT, ann nıcht einfach erfun-rands nıcht Zu hoch 1sSt für ıne Regierungsbeteiligung,

die ihnen Einblick ın die Staatsführung g1bt un ihnen den un: noch wenıger befohlen werden. Mehr 1WAAaTL-

ten 1St VO der Liberalısıerung der Justıiz, denn aut diesemBerdem erlaubt, einıge Bereiche unterwandern,
sıch auf diese Weıse für spatere Gelegenheiten Druckmiıiıt- Gebıiete können allerleı wen1g schöne Unebenheıiten oder

Veriırrungen beseıitigt werden. Ob die öffentlich-rechtli-tel verschatten. chen Medien mehr Unabhängigkeıt erhalten werden als
bisher, 1St, WEenNnn INan sıch ausdrücken darf, fast iıne
Glaubensfrage.Miıtterrands Sozialısmus In der Sozıalpolıitik unterscheidet sıch die Jetzıge Regıe-
rung vONn der vorherigen wenıger durch den Inhalt alsWiıchtiger als die außerhalb Frankreichs EeLWAas a- durch das Tempo ihrer Reformen. Dıie Erhöhung des SCtionell aufgebauschte bommunuistische Regierungsbeteili- setzlichen Mindestlohnes, der Famılıenzulagen, verschie-

ZUNg 1sSt erkunden, welcher Sozjalısmus dem franzö-
siıschen Präsıdenten vorschwebt. In Anbetracht seıner denen Altersrenten USW. ZUr Verringerung der sozıalen

Ungleichheiten 1St keine Neuheit. Warum sollte beımVerschlossenheit 1St Ila  —; auf Vermutungen angewılesen.
Sıcher ISt, da{fß der sehr katholisch Mitterrand Start ıne sozıjalıistische Regierung nıcht ELWAaS großzügı-

SCI seın? Dıie obere mögliıche Grenze bestimmen jedochdas sozıjalıistische Gedankengut erst sehr späat entdeckte. auch für s1€e die wirtschaftlichen un: tinanzıellen Realıitä-Aus verschiedenen Außerungen darf INa  ; schließen, da{fß
tensıch vorwiegend auf dıe Ideen der iıdealıistischen So7z1a-

lısten des Jahrhunderts StUtzt un dem marxiıstischen Dıie Marktwirtschaft wırd grundsätzlıch beibehalten. Wıe
Arsenal 19808  —_ einıge propagandıstisch wertvolle Schlag- s1e sıch mıt der beabsichtigten stärkeren Planung mıt Er-

entnahm. Ihm schwebt eın romantischer Soz1a- höhung des Staatsanteıls vereinbaren läfßt, 1St schwer VOT-

lısmus MIt stark humanıiıstischer Prägung VOT, stärker SsCMN- AaUSZUSaASCN. An dıe angekündıgten Verstaatlıchungen ll
timental als realıstisch. Er glaubt einen tranzösıschen INa  ; freilich vorsichtig herangehen. Der Anteıl des öffent-
VWeg zwıschen dem Marx1ısmus un der Sozialdemokra- lıchen Sektors Sozıialprodukt soll jedenfalls
t1e. Anders ausgedrückt: An eıne sozıalıstische Gesell- 16% nıcht überschreiten. Dıie ersten Mafßnahmen ZUr Be-
schaftsordnung, deren Grundlagen die Achtung der lebung der Wıirtschaftt über prıvate Investitionen ENISPFE-
Menschenrechte und der individuellen Freiheit bıldet. chen dem klassıschen Modell. Dıie Wırtschaftspolitik Miıt-
Aus seıner Kıinderstube bleibt eın fast schon eLWwWAaSs überbe- terrands lıegt bisher viel näher be] Keynes als be] Marx



3O() Entwicklungen

Dem zuständigen Mınıster 1St sehr daran gelegen, das 1St noch voll 1m ange un in Frankreich schwieriger als
schwer erschütterte Vertrauen der Unternehmer wieder- anderswo, weıl eın Rückstand aufzuholen WaTr Er äfßt
herzustellen, weıl 68 on keinen Ausweg aus der Arbeits- sıch nıcht ohne Opfter verwirklıchen, denn verbindet
losıgkeıt geben wird. Für eın einigermafßen ausreichendes sıch zumındest vorübergehend mıt erhöhter Arbeitslosig-
Vertrauensklima g1ibt wel Bedingungen: eıne sehr VOT- heit un auch mıt rückläufiger Kaufkraft, talls INan ıh
sıchtige un beschränkte Verstaatliıchungsaktion und der nıcht durch eıne inflationıstische Ausgabenpolitik behin-
Verzicht auf sozıale Experimente ın den Betrieben, W1€E dern un verzögern ll Hıerzu kommt ıne ungünstıge
z B das CErWOSCNC Miıtbestimmungs- un: Vetorecht des Bevölkerungspyramiıde, denn bıs 985 werden weıt mehr
Betriebsrats be] Einstellungen oder Entlassungen. Es Junge Menschen in den Produktionsprozeß eıintreten wol-
würde schon viel erreıicht, WenNnn e möglıch wäre, die VO len als Rentner ausscheiden werden. Wahrscheinlich wAäare

Giscard d’Estaing verabschiedeten (Gesetze anzuwenden LU eın nach außen abgekapseltes autorıtäres Regıme ın
un zusätzlich die VO seıner parlamentarischen Mehrheit der Lage, bıs ZUr demographischen Umkehr 985 die Ar-

beitslosigkeıt einigermaßen melılstern. Diesen Weg wırdzurückgewıiesenen Projekte ZUr Verbesserung des Be-
triebsklimas un der Intormatıon der Belegschaften Frankreich jedoch keineswegs gehen, da{ß vorläufig
verwirklichen. keıne Wiırtschaftspolitik vorstellbar 1St, die die Arbeitslo-

sigkeıt ühlbar eindämmen könnte.

Außenpolitische Kontinuiltät
Explosionsgefahr gebannt

Für die Außenpolitik 1St schliefßlich mıt eiıner sehr weıtge-
henden Kontinultät rechnen, selbst WENNn INa  — YEWIS- In Anbetracht der gegebenen Zwänge besıitzt die NEUEC Re-
sermafßen AaUuUsS$S Koketterie mıiıt anderen Formulierungen A1l- gjerung für ıhre sozıal- und wirtschaftspolitischen Pläne
beıtet. och nıe WAar jedenfalls Frankreich betont atlan- UTr geringen Spielraum, Wenn S1e zumiındest eın relatıves
tisch, antıneutralistisch un antiısowjetisch WI1€e selt Gleichgewicht der Staatshaushalts-, der Handels- un:
dem Amtsantrıtt Francoıis Mitterrands. uch seıne pCr- Zahlungsbilanz SOWI1e der Preıise un: Löhne autrechter-
sönlıche Sympathıe für Israel trıtt hinter der wirtschaft- halten ll Es 1St eın Zufall, daß sehr schnell dem VOILI-

ıch un: finanzıell unentbehrlichen Rücksicht auf die sıchtigen Wıiırtschafts- und ınanzmınıster Delors 1im Re-
Empfindlichkeıit der Araber zurück. In Aftrıka dürfte gierungslager un in der Opposıtion unterstellt wurde, ın
aum wenıger aktıv seın wollen als seın orgänger, wäh- großen Zügen dıe Politik des biısherigen Premıierministers

Raymond Aarre tortführen wollen Daher mussen sıchrend 1n der Europapolıtik alle gaullistischen Vorbehalte
weggefegt sınd, jedoch der den Sozıalısten nahelıegende die sozıalen Vergünstigungen 1n CENSCEICH renzen
Protektioniısmus ZzUuU Problem werden ann un diıe Ge- halten, als die Steuer- un: Sozıallast der Unternehmen
tahr besteht, daß sıch weıterhın die natiıonalen Interessen der oberen Grenze des Tragbaren angelangt ISt, VO der
stärker erweısen als der schönste europäische Idealısmus. Abschöpfung der hohen Einkommen nıcht mehr viel
ach weiıtgehender Überzeugung der otftizıellen Kreıse erwarten 1St un der Kampf die Arbeıitslosigkeıt
bleibt eın deutsch-französisches Verhältnis dıie Grund- ohne eın ZEWI1SSES Vertrauensverhältnis zwischen Wırt-
lage der Europapolıitik. Man sollte hıerbei den persönlıi- schaft un: Regjerung nNnUu  —_ scheitern kann. In der Tat be-
chen Beziehungen wenıger Bedeutung beimessen als den steht daher lediglıch die Wahl zwıschen eıner Rückkehr

ZUT Polıitik Barres un dem folgenschweren Verzicht aufSachzwängen, die sıch nıcht zuletzt au einer 1ın verschie-
denen Bereichen erfolgten Verflechtung ergeben. Dıie die lebenswichtigen wirtschaftlichen Gleichgewichte.
eıt 1Sst vorbeı fur das Spıiel mıt Achsen 1im innereuropä- In diesem wiırtschaftlichen Rıngen 1St ıne sozıalıstischeiıschen Rahmen Es besteht heute eın deutsch-französı-
sches Fundament, das nıcht ohne schwerste Erschütte- Regjerung gegenüber dem früheren lıberalen Regıme be-

nachteiligt, weıl S1e auf eın aum vermeıdbares Mißtrauen
rung des Gebäudes durch iırgendwelche NEUC dı-
plomatische Verbindungen ErsSeLizZlt werden kann. Konkre- der privaten Wıirtschaftskreise stößt, während sS$1e des

Wohlwollens der Arbeitergewerkschaften nu  — während
ter ausgedrückt: Großbritannien VEIMAS den SCHC- 1Ner Anlaufperiode gewiß seın darf Nıcht zuletzt deswe-
benen Bedingungen nıcht über Nacht durch eiınen polıtı- SCH 1st sS1e der Getahr ausgeSeLtZL, dıe VO ıhr ausgelöstenschen Beschlufßß tfür onnn oder Parıs VO europälschen Hoffnungen enttäuschen. Man dartf aber auch nıchtAußenseıiter ZUuU Partner einer den anderen gerich- übersehen, daß die Wiederwahl Giscard d’Estaings nachGleichgewichtspolitik werden. Ansıcht nıcht wenıger Beobachter möglicherweıse el-
Der Erfolg des sozialistischen Experiments 1n Frankreich NL soz1ıalen Explosion geführt hätte, weıl dıe ıhm abge-
hängt sehr weıtgehend VO  $ der wirtschaftlichen Entwick- neı1gte Hälfte der französıschen Bevölkerung nıcht mehr
Iung ab Miıtterrand gelangte eiınem außerst ungünstı- bereıt WAar, seıne Wıirtschafts- un Sozıalpolitik In einem
SCH Zeitpunkt die Macht Der zweıte Erdölschock 1St unvermeıdbaren Krisenklima stillschweigend hinzuneh-
noch nıcht überwunden. Daher aßrt natıonal un interna- iINeNn uch wulfßte nıcht, WI1€e die düstere Zeıtspanne
tional die Belebung der Konjunktur länger auf sıch WAAaTl- bıs 1985 ohne Katastrophe durchqueren könnte. Der
ten als Begınn des Jahres erhofft. Der allen. Industrie- Macht- un Personenwechsel hat zumındest diese Explo-
Taaten aufgezwungene iındustrielle Umstellungsprozefß sjonsgefahr gebannt. Alfred Frisch


